
Der seit 1958 ortsansässige Stahl-
handel Bieber+Marburg hat be-
antragt, sein Firmengelände am 
Standort Steinberger Weg  60 fast 
verdoppeln zu dürfen. Die RP-
Fachbehörden werden das prüfen, 
immerhin sollen rund vier Hektar 
Staatsforst gerodet werden. Das 

sind etwa 2.000 Bäume und es be-
deutet einen Verlust an Naturfläche, 
der über Jahrzehnte nicht kompen-
siert werden kann. Dieses Gebiet ist 
ein Schutzwall, der auch für das Er-
reichen der Klimaziele der Stadt von 

Für Frieden und Sozialismus!
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Zeitung der Deutschen Kommunistischen Partei Gießen

Der neu entfachte Krieg im 
Nahen Osten hat eine neue 
Qualität im Vergleich zu den 
vorangegangen Kämpfen. 
Die militärischen Fähigkeiten 
der Hamas haben zugenom-
men. Israel ist durch seinen 
innenpolitischen Konflikt um 
die Änderung der Verfas-
sung geschwächt wie nie 
zuvor. Zum erstenmal sind 
auch ca. 1.000 zivile israeli-
sche Opfer zu beklagen.

Die Angriffe der Hamas 
sind brutal und stellen in Teilen 
Kriegsverbrechen dar. Aber sie sind 
nicht unprovoziert. Seitdem die Ha-
mas 2007 im Gazastreifen gewählt 
wurde, gab es ständig von beiden 
Seiten Angriffe mit zivilen Opfern. 
Die israelischen Streitkräfte haben 
seit 2007 drei große Militäropera-
tionen durchgeführt. Dabei wurden 

Tausende von palästinensischen 
Zivilisten getötet, darunter viele Kin-
der.

Die jahrzehntelange Kolonial- 
und Apartheidpolitik Israels gegen-
über den Palästinensern hat we-
sentlich zur Radikalisierung und 
dem Aufstieg islamistischer Kräfte 
in Palästina beigetragen.

Der verbreitete Vergleich der ak-

tuellen Kriegsverbrechen der 
Hamas an israelischen Zivi-
listen mit dem Holocaust ist 
eine ahistorische Verharmlo-
sung der Vernichtungspolitik 
des deutschen Faschismus 
gegenüber den europäi-
schen Juden.

Übrigens sind auch die 
aktuellen Angriffe der israeli-
schen Luftwaffe auf den Ga-
zastreifen in Teilen Kriegs-
verbrechen. Wie immer in 
diesem jahrzehntelangen 

Krieg bezahlt die Zivilbevölkerung 
auf beiden Seiten den Preis.

Die Entstehung der Hamas er-
folgte 1987 unter anderem aus der 
Radikalisierung von Teilen der pa-
lästinensischen Bevölkerung. Teile 
des israelischen Staates haben in 
den 1980er-Jahren islamistische 
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Bedeutung ist.
Bäume erbringen mehr Leistun-

gen als die reine Speicherung von 
CO2. Sie sind wichtiger Bestandteil 
des Wasserkreislaufs und sorgen 
so für Kühlung und Regen. Beides 
darf nicht weiter gefährdet werden. 
Pro Hektar filtern Wälder jährlich bis 
zu 50 Tonnen Ruß und Staub aus 
der Atmosphäre. Verglichen mit der 
Stadtluft sind die Werte um mehr als 
90 % besser. Wälder bieten 
Lebensraum für unzählige 
Tiere und sie sichern das bio-
logische Gleichgewicht. Je 
nach Baumart bildet ein Hekt-
ar Wald zwischen 80.000 und 
160.000 Kubikmeter neues 
Grundwasser während des 
Bestehens.

Jedoch befürwortet die Gießener 
Koalition diese Erweiterung und hat 
eine entsprechende Magistratsvor-
lage erstellt. Wenn es in Gießen um 
das Fällen von Bäumen geht, ist seit 
der Landesgartenschau 2014, Frau 
Weigel-Greilich als erste zur Stelle, 
was ihr den Spitznamen „Kettensä-

gen-Gerda“ einbrachte.
Zunächst müsste die Regionale 

Planungsversammlung eine Ab-
weichung vom Regionalen Raum-
ordnungsplan beschließen. Da eine 
komplette Verlegung der Firma nicht 
möglich sei, werde die Erweiterung 
durchgezogen – auf Wunsch und 
Betreiben des von den Grünen do-
minierten Magistrats. Gießen sei 
schließlich „investorenfreundlich“.

Schlussendlich wäre dann die 
Zustimmung der Stadtverordneten-
versammlung zu der Vorlage (B-
Plan) nötig. Übrigens: Im Koalitions-
vertrag steht: „Wir wollen erreichen, 
dass die Bürgerinnen und Bürger 
bis 2035 in einer klimaneutralen 
Stadt leben. Dieses Ziel hat für uns 

höchste Priorität […]. Der Schutz der 
Natur und unserer Umwelt ist uns 
ein zentrales Anliegen. Der Schutz 
unserer endlichen, natürlichen Res-
sourcen und deren nachhaltige und 
sparsame Nutzung ist für uns eine 
zentrale Aufgabe […].“

Es klingt zynisch, wenn die 
„grüne“ Stadträtin erklärt, dass 
man im Hinblick auf das große 
Ziel der Klimaneutralität nicht jede 

weitere Entwicklung der 
Stadt blockieren dürfe. "Wer 
das nicht will, sollte auf 
seinem Sofa sitzen bleiben 
und am besten gar nicht 
mehr aufstehen." (https://
www.giessener-anzeiger.
de/stadt-giessen/giessener-
mag is t ra t -d rueck t -au fs -

gaspedal-92583768.html) So 
wird die im Koalitionsvertrag und 
auch im Parlament angestrebte 
Klimaneutralität ad absurdum ge
führt.

Martina Lennartz (DKP)  wird 
selbstverständlich gegen diese Ro-
dungen stimmen.	            M. L.

Gruppen – unter anderem die Ha-
mas – unterstützt. Ein ähnliches 
Konzept wie die USA in Afghanis-
tan verfolgten. Es ging darum, ein 
Gegengewicht gegen die "säkulare" 
und linke PLO (Palästinensische 
Befreiungsorganisation) aufzubau-
en. Die rechte israelische Regierung 

und die Hamas brauchen den Krieg 
zur Legitimation ihrer Politik. Aktuell 
profitiert besonders Netanjahu (Prä-
mierminister) von der Situation. Die 
Diskussion um seine Verfassungs-
reform ist weg und er regiert mittels 
eines Notstandskabinetts.

Unsere Solidarität gilt hier weder 
der israelischen Regierung noch 
den palästinensischen islamisti-
schen Gruppen. Wir solidarisieren  
uns mit den legitimen Forderungen 

der palästinensischen Bevölkerung 
nach einem eigenen Staat und den 
fortschrittlichen Kräften in Israel, wie 
der KP Israels.

Henning Mächerle

Fortsetzung von Seite 1:  
Gießener Koalition will tausende Bäume fällen

Fortsetzung von Seite 1: Die Völ-
ker müssen miteinander reden – 
Frieden im Nahen Osten jetzt!

Stimmen aus Israel …
„Wir werden Gaza zu einer Insel aus Ruinen machen!“ – Benjamin Netanjahu, Israels Premierminister, 
8.10.2023

„Wir werfen hunderte Tonnen von Bomben auf Gaza. Der Fokus liegt auf Zerstörung, nicht auf 
Genauigkeit.“ – Daniel Hagari, Sprecher der israelischen Armee, 10.10.2023

… und Deutschland:
UN-Generalsekretär Guterres fordert einen Waffenstillstand aus humanitären Gründen. Beim EU-Außenminis-
ter-Treffen in Luxemburg unterstützt Annalena Baerbock diesen Vorschlag nicht.

Deutschland stellt sich in der EU gegen Forderungen nach einem Waffenstillstand zu humanitären Zweck-
en für den Gazastreifen. Die Bekämpfung des Terrorismus sei essenziell, sagte Außenministerin Annalena 
Baerbock am Montag bei einem Treffen mit Amtskollegen in Luxemburg. Man sehe, dass weiterhin massiv 
Raketenangriffe auf Israel getätigt würden.

Baerbock: „Es wird nur Frieden und Sicherheit für Israel und die Palästinenserinnen und Palästinenser 
geben, wenn der Terrorismus bekämpft wird.“ – zdf.de vom 23.10.2023 (Quelle: dpa, AP), https://www.zdf.
de/nachrichten/politik/israel-gaza-deutschland-waffenruhe-100.html

Diskussionsveranstaltung:  
Mi. 22.11. um 19 Uhr

Krieg im Nahen Osten: 
Ursachen, Hintergründe und 
Ausblick, mit George Rashmawi, 
Kongresshalle, Versailles-Zimmer
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https://www.giessener-anzeiger.de/stadt-giessen/giessener-magistrat-drueckt-aufs-gaspedal-92583768.h
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https://www.zdf.de/nachrichten/politik/israel-gaza-deutschland-waffenruhe-100.html
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Kurz und Gießen
Kall, 

mei Drobbe!

Die Gießener Rathaus-
koalition ist in einem 
desolaten Zustand, die 
Regierenden sind am 
Ende.

Aber natürlich wird es 
intern keine großen Än-
derungen geben, weil 
alle an ihren Stühlen 
kleben und die teilweise 

gut dotierten Posten be-
halten wollen. Wenn je-
doch von den ehemals 
vier Mitgliedern der Par-
tei "Die Linke" nur noch 
ein Mitglied im Parla-
ment übrig bleibt, weil 
der Rest sich verkrümelt 
hat (aus welchen Grün-
den auch immer), dann 

ist festzustellen, dass die Koalition 
keine Mehrheit mehr hat. Also wird 
sie sich in Gießen genauso wie die 
Ampel in Berlin bis zur nächsten 
Wahl hinschleppen.

Was ist los im Parlament?

Vor allem jetzt zum neuen Semes-
ter suchen Studenten wieder drin-
gend Wohnungen in Gießen. Plät-
ze in Studenten-Wohnheimen sind 
rar und stark gefragt, auf dem pri-
vaten Wohnungs-
markt ist es eng 
und teuer. Die Uni-
versität weiß das 
und lässt dennoch 
eigene Gebäude 
leerstehen.

Man könnte das 
s i e b e n s t ö c k i g e 
alte Mehrzweckge-
bäude Frankfurter 
Straße 107, das 
seit 2007 leer steht, 
weil die Institute 
in das neue Bio-
m e d i z i n i s c h e 
Forschungszent-
rum an der Ecke 
Schubertst raße/
Aulweg umgezo-

gen sind, für Studentenwohnungen 
umbauen. Das zweistöckige Haus 
Hein-Heckroth-Straße  3 gammelt 
schon länger vor sich hin und das 
Gebäude Ludwigstraße  19 steht 

seit 15 Jahren leer. Sie könnten 
ebenfalls für Wohnzwecke verfüg-
bar gemacht werden. Deshalb for-
dern wir dringend eine Leerstands-
verordnung.

Hessen lässt lieber Häuser vergammeln,  
als Studenten-Wohnheime zu bauen

Im März 2023 verließ unsere DKP-
Abgeordnete Martina Lennartz das 
Fraktionsbündnis „Gießener Linke“ 
im Stadtparlament. Zu groß wur-
den die inhaltlichen Differenzen, 
zu offensichtlich die Anbiederung 
der „Linken“ an eine Politik, die zu-
lasten der „einfachen“ Bürger nur 
um des Regierens willen betrieben 

wird. Als fraktionslose Abgeordnete 
fragte sie im Magistratsbüro schrift-
lich nach, welche Änderungen sich 
dadurch für sie ergeben. Lediglich 
in einem Ausschuss darf sie nicht 
mehr abstimmen. Nach 7 Monaten 
wurde ihr auch ein neuer Sitzplatz 
im Parlament zugewiesen. „Wir 
hoffen in der Kürze der Zeit Ihre 

Fragen beantwortet zu haben und 
stehen für weitere Fragen zu Ver-
fügung.“, lautete die Antwort. Hätte 
sich die Koalition mal so viel Zeit für 
die Vorbereitung des Verkehrsver-
suchs genommen, wäre es nicht zu 
diesem Desaster gekommen.

7 Monate – Frühgeburt



4

Wie kürzlich eine Gießener Zeitung 
berichtete, will das Uniklinikum Gie-
ßen/Marburg (UKGM) die Küche in 
Gießen schließen. Das Essen soll 
nur noch in Marburg zubereitet und 
dann nach Gießen transportiert wer-
den. Die Küchen der Kliniken sind 
längst keine richtigen Küchen mehr, 
dort werden nur noch industriell vor-
gefertigte Speisen portioniert, zu-
sammengestellt und aufgewärmt. 
Von gesunder Ernährung kann kei-
ne Rede sein, das Essen enthält nur 
noch wenige Vitamine. Durch den 
Transport von Marburg nach Gießen 
wird es noch schlechter. Obwohl je-
der Tag im Krankenhaus mehrere 
hundert Euro kostet, werden für die 
Ernährung nur etwa fünf Euro pro 
Tag ausgegeben. Dabei ist bekannt, 
dass gesunde auf die Erkrankung 
des Patienten abgestimmte Mahl-
zeiten den Heilungsprozess fördern. 
Untersuchungen haben ergeben, 
dass 20% der Patienten mangeler-
nährt sind, bei Tumorpatienten sind 

es bis zu 60%. 20% der Tumorpa-
tienten sterben nicht an ihrer Krank-
heit, sondern an Mangelernährung. 
(Frankfurter Rundschau, 26.05.22: 
Wenn das Essen schwächt; https://
www.fr.de/politik/wenn-das-essen-
schwaecht-91573588.html) Durch 
Zusammenarbeit mit Ernährungs-
wissenschaftlern könnten Heilungs-
prozesse beschleunigt und Leben 
gerettet werden. Im profitorientier-
ten Kliniksystem sind wirklich gene-
sene Patienten uninteressant. Am 
lukrativsten sind Patienten, die bald 
wiederkommen. 

Besonders schlecht dran sind Pa-
tienten, die wegen Immunschwäche 
sogenannte keimarme Kost bekom-
men. Mit dieser Ernährungsform – 
lange Kochzeiten, nichts Ungekoch-
tes – sollen Infektionen verhindert 
werden. Untersuchungen des Ro-
bert-Koch-Instituts haben gezeigt, 
dass diese Ernährungsform unnötig 
ist. Auch gute Küchenhygiene kann 
Infektionen verhindern. Bei einer 

Umfrage, welche Krankenhäuser 
noch keimarme Kost verabreichen, 
verweigerte das UKGM die Antwort. 
Als privatisierte Klinik sei es nicht 
auskunftspflichtig. 

In der gleichen Zeitung erschien 
später ein Artikel, der die Küchen-
hygiene am Gießener Uniklinikum 
lobte: Kontrollen des Gesundheits-
amtes hätten keine Beanstandun-
gen ergeben. Hygiene sollte in einer 
Klinik eigentlich selbstverständlich 
sein. Schmackhafte, frische und auf 
den Patienten abgestimmte Kost 
wäre wünschenswert.

Gernot Linhart
(siehe auch Gießener Echo Juli 
2022: https://giessen.dkp.de/wp-
content/uploads/sites/34/2022/07/
GE2207-Online.pdf)

Am 16.10. fand eine gut besuchte 
Veranstaltung mit Kai Degenhardt 

im Chamäleon statt
Er spielte und sang die Lieder aus der Geschichte der 
Arbeiterbewegung – ergänzt durch Erzählungen zu 
ihrer Entstehung und den politischen Kämpfen dahin-
ter. Dazu las er die passenden Texte aus seinem Buch 
und führte sehr abwechslungsreich und gelungen 
durch das Programm. Er sang alte Arbeiterlieder, zum 
Teil mit eigenen Interpretationen, so dass sie auch 
heute nützlich und brauchbar sind.

Wessen Morgen ist der Morgen: Arbeiterlied und Arbeiterkämpfe in Deutschland;  
ISBN: 978-3894388164; PapyRossa Verlag

Uniklinik Gießen – wird das Essen noch schlechter?

Auch nach dem Abschluss eines 
Tarifvertrags zur Entlastung des 
Personals kommt es in den beiden 
Kliniken des Uniklinikums Gießen/
Marburg (UKGM) zu hohen Be-
lastungen der Beschäftigten – das 
führt zu Überlastungsanzeigen. In 
Marburg gibt es deswegen Zoff zwi-
schen der Geschäftsführung und 
dem Betriebsrat. Die Leitung ver-
weigert den Vertretern des Perso-
nals Auskünfte über eingegangene 
Anzeigen. Begründet wird das da-
mit, der Betriebsrat habe die Auf-

sichtsbehörde informiert. Mit den 
Beschäftigten werden nach der 
Anzeige Gespräche bei Anwesen-
heit eines UKGM-Juristen, aber 
ohne Beistand durch den Betriebs-
rat, geführt. Das wirkt natürlich ein-
schüchternd und verringert die Be-
reitschaft zu Überlastungsanzeigen. 
Nach Auskunft des Sozialministe-
riums ist in der Marburger Uniklinik 
eine besonders hohe Kontrolldich-
te notwendig, um die Einhaltung 
von Arbeitszeitgesetz und anderen 
Arbeitsschutzregelungen zu über-

wachen. 
Hier zeigt sich wieder, welche 

schlimmen Folgen die Privatisie-
rung der Unikliniken hat. Bei den 
Koalitionsverhandlungen der CDU 
mit Grünen und SPD sollten diese 
Parteien – wenn sie zu ihren Ver-
sprechungen stehen – darauf be-
stehen, dass das UKGM wieder ver-
gesellschaftet wird.

(Informationen aus Frankfurter 
Rundschau, 20.10.2023)

Gernot Linhart

Uniklinikum – Zoff in Marburg

https://www.fr.de/politik/wenn-das-essen-schwaecht-91573588.html
https://www.fr.de/politik/wenn-das-essen-schwaecht-91573588.html
https://www.fr.de/politik/wenn-das-essen-schwaecht-91573588.html
https://giessen.dkp.de/wp-content/uploads/sites/34/2022/07/GE2207-Online.pdf
https://giessen.dkp.de/wp-content/uploads/sites/34/2022/07/GE2207-Online.pdf
https://giessen.dkp.de/wp-content/uploads/sites/34/2022/07/GE2207-Online.pdf
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Die Bundesregierung tut viel, um 
sich bei der Bevölkerung unbeliebt 
zu machen, die nächsten schlech-
ten Wahlergebnisse sind garantiert.

Zu Beginn der Preissteigerun-
gen für Öl und Gas aufgrund der 

Sanktionen gegen Russland wurde 
die Mehrwertsteuer für diese Stoffe 
von 19% auf 7% gesenkt. Das soll-
te bis zum März 2024 gelten. Jetzt 
soll die Steuer schon ab 1.1.2024 
wieder auf 19% steigen, mitten in 
der Heizperiode. Zusätzlich steigen 
die Preise wegen der Erhöhung der 
CO2-Abgabe. (siehe auch Artikel 
und Video von Patrik Köbele: https://
www.unsere-zeit.de/vorzeitiges-
weihnachtsgeschenk-4785078/)

Das nach langem Hin und Her 
eingeführte 49-Euro-Ticket, das 

den öffentlichen Nah- und Fernver-
kehr für viele verbilligt und verein-
facht, wird vor allem von der FDP 
infrage gestellt, ohne dass die an-
deren Koalitionsparteien deutlich 
widersprechen. Es ist unsicher, ob 
es weiter angeboten wird und wie 
teuer es werden soll.

Das sogenannte Klimageld, mit 
dem vor allem für Menschen mit 

geringem Einkommen die Kosten 
für die CO2-Abgabe ausgeglichen 
werden könnte, lässt weiter auf sich 
warten. Angeblich weiß das Finanz-
ministerium nicht, wie dieses Geld 
ausgezahlt werden könnte. In be-
nachbarten Ländern wie Schweiz 
und Österreich ist das kein Problem. 
Hierzulande dient die Abgabe, die 
in einen Klimafond fließt, vor allem 

dazu, mehrere Mrd. Euro Subven-
tionen an Konzerne und Zuschüsse 
für Ladestationen an wohlhabende 
Elektro-SUV-Besitzer zu zahlen. 

Die Kindergrundsicherung, die 
die Kinderarmut verringern soll-

te, führt zu keiner Verbesserung für 
arme Kinder, sondern schichtet Gel-
der nur um.

Alles, was gut 
für die Bevölkerung 
wäre, wird von der 
Ampel-Regierung ge-
kürzt oder gestrichen, 
während Preise und 
andere Belastungen 
ständig steigen. Lei-

der gibt es viel zu wenig aktiven 
Protest dagegen.

Gernot Linhart

Wie sich eine Regierung unbeliebt macht

Landtagswahl 2023 – Weiter gegen Pest 
und Cholera kämpfen

Schon vor der Wahl stand fest: 
Armut in Hessen wird weiter zu-
nehmen, Schulen werden weiter 
vergammeln. Mehr Personal für Bil-
dung und Gesundheit wer-
den notwendige Forderun-
gen der Gewerkschaften, 
der DKP und anderer fort-
schrittlichen Kräften bleiben. 
Die hessische Verfassung, 
die den Krieg ächtet, zu Völ-
kerverständigung verpflich-
tet und  Kriegsvorbereitung 
verbietet, wird Papier blei-
ben. Keine Landesregierung 
wird es wagen, die Profite 
der Rüstungsindustrie oder 
das NATO-Hauptquartier 
in Wiesbaden infrage zu 
stellen. Das neue Heimat-
schutzregiment wird kommen. Stra-
ßenbau wird Vorrang gegenüber 
dem ÖPNV behalten. NSU, NSU 
2.0 und die Umtriebe im 1. Frank-
furter Polizeirevier werden von hes-
sischen Behörden nicht aufgeklärt 
werden.

Die CDU wird die Regierung füh-
ren. Das liegt nicht daran, dass die 
Bevölkerung glücklich mit den letz-
ten 20 Jahren Regierungstätigkeit 
sein könnte. Die Bilanz ist katas
trophal: Bildungskrise, Armutsquote 

über Bundesdurchschnitt, Gesund-
heitssystem vor dem Kollaps, Woh-
nen so teuer wie nie. Dennoch ist 
die Angst der Menschen größer vor 

dem, was die Ampel in Berlin produ-
ziert: Deutschland ist Kriegspartei, 
der Wirtschaftskrieg treibt die Infla-
tion und raubt die letzten kleinen Er-
sparnisse. Bei vielen reicht das Geld 
nicht bis zum Monatsende. Für Auf-
rüstung werden 100 Milliarden Euro 
Schulden aufgenommen. Wenn die 
CDU in Hessen die Pest ist, hatten 
die Menschen einfach mehr Angst 
vor der Cholera aus Berlin. Und weil 
der Linkspartei durch ihr Einknicken 
in der Friedensfrage die Opposi-

tionsrolle nicht mehr geglaubt wird, 
werden AfD und CDU gewählt.

Schutz vor diesen Seuchen bietet 
nur Druck der Straße und Solidari-

tät. In Gießen und in Frank-
furt konnte die Belegschaft 
der Unikliniken einen Tarif-
vertrag Entlastung erstrei-
ken und so ihre Arbeitsbe-
dingungen und unser aller 
Gesundheitssystem ein klei-
nes bisschen verbessern. In 
Kassel verteidigten Studie-
rende die Zivilklausel ihrer 
Universität. Sie konnten die 
Kooperation der Uni mit den 
Rüstungsfirmen KMW und 
Rheinmetall beenden.

Als Teil dieser außerpar-
lamentarischen Bewegun-

gen ist die DKP zur Landtagswahl 
angetreten, um unsere Forderun-
gen nach einem Ende der Kriegspo-
litik und der Umverteilung von unten 
nach oben, nach einem besseren 
Gesundheits- und Bildungssystem, 
kurz nach Heizung, Brot und Frie-
den zu verbreiten. Sie entsprechen 
den objektiven Bedürfnissen der 
Menschen. Es gibt heute schon eine 
Alternative zum kapitalistischen Ein-
heitsbrei: den solidarischen Kampf 
dagegen.
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Annalena Baerbock, die-
se Karikatur einer Dip-
lomatin, will „Russland 
ruinieren“. Dazu dient ein 
Wirtschaftskrieg, dazu 
dient, dass offensichtlich 
kein Interesse daran be-
steht, herauszufinden, 
wer die North-Stream-Pi-
pelines gesprengt hat. 

Die Sanktionen gegen 
Russland führen dazu, 
dass die Preise für Ener-
gie explodieren, die Wirt-
schaft in Deutschland schrumpft (in 
Russland wächst sie). Die USA ha-
ben ein Gesetz gegen die Inflation 
erlassen, mit dem sie offen Unter-
nehmen, auch aus Deutschland, 
locken, ihren Firmensitz in die USA 
zu verlegen. Die USA verdienen da-
ran, dass Deutschland statt Gas aus 
Russland jetzt Fracking-Gas aus 
den USA kauft. Das ist wesentlich 
teurer und zerstört die Umwelt.

Diesen unsinnigen Wirtschafts-
krieg bezahlen wir. Damit die Kon-
zerne den Verlockungen der USA 

nicht erliegen, soll die Energie, die 
sie beziehen, subventioniert werden 
– mit unseren Steuergeldern. Unse-
re Energiepreise sind explodiert, 
ab Januar will die Bundesregierung 
auch wieder den vollen Satz der 
Mehrwertsteuer erheben. Das be-
deutet eine weitere Preiserhöhung 
um über 10%. Arbeitsplätze werden 
bereits jetzt massenhaft abgebaut, 
den sogenannten Sozialpartner (die 
Kapitalisten) interessiert unser Wohl 
nicht, sondern nur der Profit. Dabei 
hilft den Konzernen die Bundesre-
gierung mit aller Kraft, indem sie alle 
Lasten auf Arbeiter, Angestellte, Ar-

beitslose, Rentnerinnen 
und Rentner sowie das 
Kleingewerbe abwälzt. 
Dabei hilft der Kapitalis-
mus, der dazu führt, dass 
die unsinnigen Ausgaben 
für Waffenlieferungen 
und Hochrüstung durch 
die Inflation von uns be-
zahlt werden. Natürlich 
wird die Inflation dann 
auch noch ausgenutzt: 
Lebensmittelpreise stei-
gen, ohne dass die Bau-

ern einen Cent mehr bekommen, 
die Gewinne der Handelskonzerne 
explodieren. 

Das dürfen wir uns nicht gefal-
len lassen. Darum demonstrieren 
wir am 25. November ab 13 Uhr in 
Berlin am Brandenburger Tor gegen 
Hochrüstung, Waffenlieferungen 
und Wirtschaftskrieg.

Stoppt den Wirtschaftskrieg –  
am 25. November in Berlin demonstrieren

Bei der Beantwortung dieser Frage 
herrscht eine Begriffsverwirrung. 
Nazis, Nationalsozialisten, Faschis-
ten, Rechtsextreme usw. Dann gibt 
es einen Katalog von Positionen, 
um faschistische Parteien zu be-
schreiben: Spaltung der Gesell-
schaft, Rassismus, Führerkult, Mili-
tarismus, Nationalismus etc. Diese 
Positionen teilen Konservative bzw. 
die gesamte Rechte, einschließlich 
der AfD in unterschiedlichem Aus-
maß. 

Der Begriff Faschismus stammt 
aus Italien. Nur der deutsche Fa-
schismus benutzte den Begriff Na-
tionalsozialismus. Der Grund war, 
dass die NSDAP vom guten Klang 
des Begriffes „Sozialismus“ bei 
der Arbeiterklasse profitieren woll-
te. Der Aufstieg des Faschismus 
in den 1920er- und 1930er-Jahren 
resultierte aus der Krise des Kapi-
talismus. Die Lebensbedingungen 
für Millionen Menschen verschlech-

terten sich massiv. Immer größere 
Teile der herrschenden Klasse hiel-
ten die bürgerliche Demokratie für 
ungeeignet, ihre Profitinteressen zu 
sichern. Wir haben aktuell eine pa-
rallele Entwicklung. Die Krise des 
Kapitalismus hat wesentlich zu einer 
starken Rechtsentwicklung weltweit 
geführt. Auch wenn rechte Gruppie-
rungen oder Parteien nicht überall 
die Regierung stellen, wachsen sie 
überall. Es gibt rechte Massenbe-
wegungen. Die Regie-
rung Trump ist ein gutes 
Beispiel dafür, dass Teile 
der herrschenden Klas-
se – hier der USA – eine 
Alternative zur bürger-
lichen Demokratie su-
chen, eine unverblümte 
Diktatur des Kapitals. 

Ausgehend von dieser 
Definition lässt sich die 
am Anfang gestellte Fra-
ge beantworten: Die AfD 

ist insgesamt keine faschistische 
Partei. Aber Teile von ihr wollen eine 
faschistische Diktatur. Je stärker die 
bürgerliche Demokratie in die Krise 
gerät, desto größere Teile des Ka-
pitals werden sich nach einer dikta-
torischen Lösung umsehen. Die AfD 
zu bekämpfen ist wichtig. Aber es 
darf nicht vergessen werden, dass 
ihre Gefährlichkeit aus dem Kapita-
lismus und seiner Krise resultiert. 

Henning Mächerle

Ist die AfD faschistisch?

Bei ausreichender Nachfrage 
organisieren wir einen Reisebus 
– bei Interesse bitte bei uns 
melden: giessen@dkp.de
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„Die Ausländer nehmen uns die 
Arbeitsplätze weg.“ Diese Stamm-
tischparole ist Friedrich Merz ein 
wenig zu plump. Der CDU-Chef 
und Wirtschaftslobbyist bedient 
den rechten Rand lieber mit der Be-
hauptung, Asylanten nähmen uns 
Behandlungsplätze beim Zahnarzt 
weg - so geschehen bei einer Talk-
runde des Senders „Welt“.

Ob das Medienecho einkalkuliert 
war, ist nicht bekannt. Vermutlich 
wusste Merz aber genau wie seine 
Kritiker, dass geduldete Geflüchtete 
in Deutschland in den ersten einein-
halb Jahren nach Antragsstellung 
nur Anspruch auf eingeschränkte 
medizinische Versorgung haben. 
Zahnersatz wird nur im Einzelfall 
übernommen, wenn sie aus medi-
zinischen Gründen unaufschiebbar 
ist. Erst nach 18 Monaten erhalten 
Geflüchtete eine "Gesundheitskar-
te" mit einem ähnlichen Umfang an 
Leistungen wie die für gesetzlich 
Versicherte. 

Diese Leistungen nehmen von 
Jahr zu Jahr ab, egal ob für gesetz-
lich Versicherte oder Inhaber dieser 
"Gesundheitskarte". Das Gesund-
heitswesen ist - wie alle Bereiche 
der öffentlichen Daseinsvorsorge - 
in einem desolaten Zustand. In Fol-

ge der Liberalisierung zieht sich der 
Staat seit Jahren aus der Finanzie-
rung zurück, während Gewinne in 
die Taschen privater Gesundheits-
konzerne wandern. So entstand 
ein unsolidarisches System, in dem 
Versicherte einen immer größeren 
Teil der Gesundheitskosten durch 
Selbstzahlungen abdecken müs-
sen. Es gilt das Gesetz des Mark-
tes in seiner schlimmsten Form: 
Gesundheit wird zur Ware, die für 
jene reserviert ist, die sie sich leis-
ten können.

Zu diesen Problemen kommen 
Pflegenotstand und katastrophale 
Arbeitsbedingungen von Beschäf-
tigten. Während sich die Zahl der 
Pflegebedürftigen in Deutschland 
seit 2003 von rund zwei Millionen 
auf aktuell fünf Millionen mehr als 
verdoppelt hat, geht die der Pfle-
genden weiter zurück. Folgen sind 
Überstunden und nicht kalkulierba-
re Dienstpläne. Solche Arbeitsbe-
dingungen machen krank. 2022 la-
gen die Arbeitsunfähigkeitstage von 
BKK-versicherten Beschäftigten in 
der Kranken- und Altenpflege mit 26 
bzw. 33 Tagen deutlich höher als bei 
allen BKK-versicherten Beschäftig-
ten (18 Tage).

Solange man über vermeintlich 

durch Geflüchtete verursachte War-
tezeiten beim Zahnarzt medienwirk-
sam streitet, muss man über echte 
Probleme im Gesundheitswesen 
nicht sprechen – zur Freude aller 
Fraktionen der „neoliberalen Ein-
heitspartei“. Bei den geplanten Kür-
zungen im Bundeshaushalt 2024 im 
Bereich Gesundheit und Pflege um 
33% von 24,5 auf 16,2 Mrd. Euro 
waren sich die Ampel-Koalition und 
rechte Oppositionsparteien einig.

Ulf Immelt

Schlechte Zähne für alle

Wie vielfach in allen Medien berich-
tet, muss die Bundesregierung ei-
nen Schadenersatz von ca. 250 Mio. 
Euro an zwei Privatunternehmen 
bezahlen, weil der damalige Finanz-
minister Scheuer einen Vertrag zur 
Kassierung der sogenannten Aus-
ländermaut abgeschlossen hatte. 
Die Einführung der Maut wurde 
durch ein EU-Gericht gestoppt, weil 
sie EU-Regeln widersprach. Kürz-

lich wurde berichtet, dass der Be-
trag inzwischen ausgezahlt wurde. 
Worin dieser hohe Schaden genau 
besteht, wurde nicht weiter hinter-
fragt, gelegentlich wurden „entgan-
gene Gewinne“ genannt. Ein tat-
sächlicher Schaden in dieser Höhe 
kann den Unternehmen nicht ent-
standen sein, zwischen Vertragsab-
schluss und EU-Entscheidung lagen 
nur wenige Monate, in denen nicht 

viel Geld für Investitionen und Per-
sonal ausgegeben werden konnte. 
Mit der Entschädigung wurde also 
wirklich nur der entgangene Gewinn 
ausgeglichen. Warum fragt eigent-
lich niemand, warum zwei Privat-
unternehmen überhaupt so hohe 
Gewinne beim Kassieren einer 
staatlichen Abgabe machen sollten?

G.L.

Mal ne dumme Frage

Hrsg.: Kreisorganisation der DKP  
Gießen; verantw.: Gernot Linhart, 
erscheint  monatlich.

Bezugsgebühren: 30 Euro im Jahr 
(inkl. Versandkosten).

Konto: IBAN: DE72 5135 0025 
0200 5491 46

Namentlich gezeichnete Artikel 
geben nicht unbedingt die Meinung 
des Redaktionskollektivs des 
Gießener Echos wieder.

Rückmeldungen + Leserbriefe 
an: Gießener Echo, Postfach 
110340, 35348 Gießen oder E-Mail: 
giessen@dkp.de

Internet: www.giessen.dkp.de

Bitte Abogebühren 
bezahlen!

Da die Druckkosten um 
über 30% gestiegen 

sind, benötigen wir bitte 
dringend Spenden, um das 

Echo weiter in gleicher 
Qualität und Umfang 
herstellen zu können.

mailto:giessn%40dkp.de?subject=
http://www.giessen.dkp.de
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Vor 50 Jahren berichtete das Echo 
über die katastrophale Verkehrsmi-
sere in Gießen: Stau am Anlagenring 
und Kreuzungen, Parkplatzsuchver-
kehr usw., genau wie heute. CDU 
und FDP forderten Parkhäuser in 
der Innenstadt. Die damaligen For-
derungen der DKP sind noch aktuell, 
vor allem ein kostenloser öffentlicher 
Nahverkehr, keine neuen Parkhäuser 
in der Innenstadt und eine gerechte 
Verteilung der durch den Individual-
verkehr entstehenden Kosten auf 
Bund, Länder und Gemeinden.

Vor 40 Jahren bestimmte der 
Kampf gegen die Stationierung von 
atomaren Mittelstreckenraketen die 
politische Diskussion. An einem 
Aktionstag standen mittags um 
12 Uhr die Stadtbusse für fünf Minuten 
still, gleichzeitig gingen die Beleg-
schaften von Kliniken, Betrieben und 
Kaufhäusern auf die Straße. Nach 
Feierabend ging eine Demonstration 
vom Brandplatz zum Martinshof, wo 
eine kulturelle Abendveranstaltung 
stattfand.

Vor 30 Jahren wurde aus einer 
SPD/Grüne-Koalition eine Koopera-
tion. Die Parteien konnten sich nicht 
auf einen Koalitionsvertrag einigen. 
Der SPD-Fraktionsvorsitzende Lein-
weber kündigte Leistungskürzungen 
und höhere Gebühren an. Der Grund 
war derselbe wie jetzt: Der Steueran-
teil der Gemeinden ist viel zu gering.

Vor 20 Jahren verlängerte CDU-
Ministerpräsident Koch die Arbeitszeit 
von Landesbeamten von 38,5 auf 40 
bis 42 Stunden (altersabhängig) und 
kürzte das Weihnachtsgeld. Später 
verließ Hessen die Tarifgemein-
schaft der Länder und übertrug die 
Verschlechterungen auf Arbeiter und 
Angestellte. Die Tarifflucht besteht 
fort. Mal sehen, ob das endlich zu 
einem Thema bei den Koalitionsver-
handlungen wird.

Vor 10 Jahren forderte die Bürger-
initiative gegen die Landesgarten-
schau, dass bei der Umzäunung der 
Blümchenschau der Schwanenteich 
geöffnet bleibt. Die damalige Bürger-
meisterin Weigel-Greilich lehnte das 
mit der Begründung ab, das Gelände 
würde dadurch unattraktiver. Alle 
Gießener ohne Dauerkarte wurden 
damit für fast ein Jahr vom Schwa-
nenteich ausgesperrt.		  G.L.

Aus 50 Jahren 
Gießener Echo Fragen oder Anmeldungen an 

giessen@dkp.de

bis 26.11., Di. bis So.  
jeweils 11 bis 18 Uhr:

Wanderausstellung, Ober
hessisches Museum, Brandplatz 2

Do. 2.11. ab 19 Uhr:
Gießener Universität im 
Faschismus – unbekannte 
Fakten, mit Jörg-Peter Jatho, 
Veranstaltung der VVN-BdA in der 
Kongresshalle, Vortragsraum

Fr. 3. und 24.11. ab 19 Uhr:
Stammtisch DKP GI, Chamäleon 

Do. 9.11. ab 18 Uhr:
Demo und 
Gedenken 
an die 
Reichs
pogrom
nacht 
9.11.1938, 
Berliner 
Platz

Sa. 11.11. ab 10:30 Uhr:
Kundgebung / Infostand DKP GI, 
Kugelbrunnen

Mi. 15.11. um 19 Uhr:
Gruppenabend / MV DKP GI,  
Winchester-Zi., Kongresshalle

Do. 16.11. um 18 Uhr:
Bildungsabend der DKP,  
Ederstr. 16

Mi. 22.11.: 
Redaktionsschluss Dez.-Echo

Mi. 22.11. um 19 Uhr:
Krieg im Nahen Osten: Ursachen, 
Hintergründe und Ausblick, mit 
George Rashmawi, Veranstaltung 
der DKP und SDAJ GI in der 
Kongresshalle, Versailles-Zimmer

Sa. 25.11.
Friedensdemo in Berlin, 
Brandenburger Tor;  
wer mitfahren möchte, bitte bei 
uns melden: giessen@dkp.de

Sa. 16.12. ab 19 Uhr:
Jahresabschlussfeier der DKP GI, 
Chamäleon

Sa. 13. / So. 14.1.2024:
Rosa-Luxemburg-Konferenz und 
Luxemburg-Liebknecht-Demo in 
Berlin

Termine

Wir verabschieden uns von

Werner Deeg
*18.4.1941   16.9.2023

Unser Freund und Kampfgefährte ist nach kurzer 
schwerer Krankheit gestorben.
Werner hatte sich im Beruf und in der Freizeit 
für Frieden und eine sozialere und bessere Welt 
engagiert.
Wir werden sein Ansehen in Ehren halten und in 
seinem Sinne weiter wirken.

DKP Gießen
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